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Migrationsproblematik zu erwei-
tern. Dennoch wurde er z. B. von
Deutschland, Frankreich, Spanien,
Portugal, Irland den Niederlanden
etc. nicht unterschrieben. Man
findet nur die Unterschriften von
Dänemark, Italien, Belgien, Öster-
reich, Tschechien, Polen, Estland,
Lettland, Litauen. Besonders bei
Deutschland, dem am heftigsten
von Sekundär-Armutsmigration
betroffenen Land, und Frankreich,
dem schon am längsten von An-
schlägen geplagten Land, fragt man
sich, worauf dort eigentlich ge-
wartet wird.

Mit freundlichen Grüßen
Dr. Dieter Weyrich, 1040 Wien

Blick auf die Landkarte

würde genügen
„… sicherheitspolitische Hysterie“, 
LB von Hansjörg Tengg, 8.11.

Hansjörg Tengg teilt also die
hinterfragenswürdige Ansicht von
C. Ebner, dass die Neutralität Öster-
reich schützen könnte, und verweist

auf den europarechtlichen Status
Irlands. Ein Blick auf die Landkarte
würde genügen, um den „kleinen
Unterschied“ zu erkennen. Was
würde Putin ein Ein-/Durchmarsch
in Irland bringen? Entfernungen
spielen keine Rolle?

Putin hält sich im Baltikum nur
deshalb zurück, weil er die Nato
respektiert, vielleicht sogar fürchtet.
Es war der große Fehler, die
Ukraine 2008 nicht in die Nato
aufzunehmen. Und glauben Hans-
jörg Tengg und C. Ebner wirklich,
dass uns Ungarn und/oder die Slo-
wakei schützen würden? Zur Zeit
schützen uns – und ganz West-
europa – nur die Ukrainer!
Klaus Brandhuber, 4600 Wels

Arbeit an den Mitgliedern

ausrichten
„Das geht sich nicht mehr aus für
Harald Mahrer“, v. J. Wenzel, 12.11.

Ein Ausweg aus der aktuellen
Führungskrise wird meines Er-
achtens nur dann gelingen, wenn

lich zu erklären, statt unsere Er-
klärung diesen Tatsachen anzu-
passen. 

Die Parallelität zu wirklichen
Lebenssituationen lässt sich nicht
verleugnen – und offenbart das
Wesen eines universellen mensch-
lichen Problems der Wirklichkeits-
auffassung.
Dkfm. Dr. Johannes Weinberger BA,

3100 St. Pölten

reichen Beispielen, dass die gegen-
wärtigen Verschwörungstheorien in
den USA demokratiegefährdender
wären als jene im deutschspra-
chigen Raum. Letztere seien mehr
stigmatisiert. 

Dennoch ist der Diskurs nicht
unproblematisch, er verzerrt und
vereinfacht, verwechselt Ursache
und Wirkung und verstärkt be-
stehende Überzeugungen, die auf
Desinformation beruhen.

Wie schwierig es ist, eine einmal
erlangte und mühsam erarbeitete
Erklärung eines Problems als doch
„unwahr“ zu akzeptieren, zeigt die
Studie des amerik. Verhaltens-
forschers John C. Wright an der
Stanford Universität aus dem Jahr
1960: Wenn wir uns nach langem
Suchen und unangenehmer Un-
gewissheit endlich einen be-
stimmten Sachverhalt erklären
können, ist der bisher investierte
emotionale Einsatz so groß, dass wir
es vorziehen, unleugbare Tatsa-
chen, die unserer Erklärung wider-
sprechen, für unwahr oder unwirk-

anstelle von Harald Mahrer eine
Persönlichkeit an die Spitze des
Wirtschaftsbundes und der Wirt-
schaftskammer bestellt wird, die
diese Funktionen wirklich gerne
übernehmen will und die das Ver-
trauen der Mitgliederbasis hat. 

Die Präsidentinnen und Prä-
sidenten der Landeskammern und
alle übrigen Funktionäre werden
aus dem momentanen Rechtfertigen
und Verteidigen ihrer Bezüge aus
meiner Sicht nur herauskommen,
wenn sie vom hohen Ross herunter-
steigen, ihre Arbeit an den Bedürf-
nissen der Mitglieder ausrichten
und auf Augenhöhe mit ihnen kom-
munizieren.
Hans Mitterhuber, 4600 Wels

Universelles menschliches

Problem
„An Verschwörungen glauben immer
die anderen“, von Anne-Catherine
Simon, 10.11.

Der Kulturwissenschaftler
Michael Butter begründet mit zahl-

Zeman war der Odsun (Abschub)
noch eine „milde Strafe“. Obwohl
sein Vorgänger Václav Havel die
Vertreibung verurteilt hatte, konnte
sich Prag bis heute nicht zu einer
formellen Entschuldigung, ge-
schweige denn Entschädigungen
durchringen. Die 1999 vom EU-
Parlament beschlossene Forderung
nach Aufhebung der Beneš-Dekrete
verhallte ungehört. Ähnliche Lage
in Slowenien: Die Beschlüsse des
Antifaschistischen Rates der Be-
freiung Jugoslawiens (AVNOJ),
welche die deutsche bzw. altöster-
reichische Minderheit entrechtet
haben, sind zwar totes Recht, zur
politischen Geste einer formellen
Aufhebung ist Laibach aber nicht
bereit. Warum auch? Weder ÖVP
noch FPÖ dachten ernsthaft daran,
Tschechien, der Slowakei oder
ex-jugoslawischen Staaten wegen
der Vertriebenen Steine in den Weg
in Richtung EU zu legen. 2000 hatte
Österreich schon genug Probleme –
Stichwort: Sanktionen gegen
Schwarz-Blau. 2003 stimmten im
Nationalrat zwar zwei FPÖ-Abge-
ordnete symbolisch gegen Tsche-
chiens EU-Beitritt – Barbara Rosen-
kranz wegen der Beneš-Dekrete,
Klaus Wittauer wegen des AKW
Temelin –, politisch war das aber
bedeutungslos.

Die mit der Zusicherung, die
Dekrete blieben nach der EU-Er-
weiterung 2004 auf dem Tapet,
vertrösteten Sudetendeutschen
zeichneten Pühringer 2006 in Nürn-
berg sogar mit ihrem Karlspreis aus.
Die Ehrung und wählerwirksame
Berichterstattung waren dem Lan-
deshauptmann wichtig: Er charterte
zwei Learjets für den Flug nach
Nürnberg, damit möglichst viele
Journalisten mitreisen konnten.

Heute sind die Vertriebenen der
ÖVP keine aufwendige PR-Aktion
mehr wert. Zwar besuchte Kanzler
Stocker kürzlich ihr „Haus der
Heimat“ in Wien, auf seinen Social-
Media-Kanälen oder in Aussen-
dungen sucht man vergeblich nach
einer Dokumentation des Events.
Ebenso ergebnislos die Suche auf
erinnern.at, wo die Agentur für
Bildung und Internationalisierung
(OeAD) im Auftrag des Bildungs-
ministeriums im Schwerpunkt
„80 Jahre Kriegsende“ 200 Gedenk-
veranstaltungen auflistet. Die ein-
zige zum Thema Vertreibung ist der

Heimkehr der 1942 vertriebenen
Kärntner Slowenen gewidmet.

In bilateralen Kontakten ist das
Thema Vertriebene längst keines
mehr. Denn das Problem gilt als
gelöst – biologisch wie politisch. Die
meisten Vertriebenen, die die Nach-
kriegstragödie bewusst erlebt
hatten, nahmen ihren Gram mit ins
Grab. Zu Lebzeiten hatten sie es der
hiesigen Politik sehr leicht gemacht,
ihnen nicht mehr zu bieten als eine
Romantisierung ihres Schicksals als
Protagonisten des Wiederaufbaus.
Niemand stört die Verklärung der
Geschichte 80 Jahre danach etwa
mit dem Hinweis, dass Karl Renner
einst die sowjetische Besatzungs-
macht um Schließung der Grenze
zur Tschechoslowakei für Vertrie-
bene gebeten hatte oder dass Tau-
sende hier gestrandete Sudeten-
deutsche in Viehwaggons nach
Deutschland verfrachtet wurden.

„Brave“ Vertriebenenverbände

In gutem Glauben trugen die Ver-
triebenenverbände selbst zur Ent-
priorisierung ihrer Anliegen bei.
Schon 1950 schworen sie in ihrer
„Charta der deutschen Heimatver-
triebenen“ jeglicher Rache und
Vergeltung für ihr Schicksal ab und
sich selbst auf die Schaffung eines
geeinten Europas ein. Auch für den
„Anteil der Sudetendeutschen“ an
den „Schandtaten“ des NS-Regimes
im ehemaligen Protektorat Böhmen
und Mähren entschuldigte sich die
Landsmannschaft. Auf dem Papier
träumte sie zwar bis 2015 von einer
„Wiedergewinnung der Heimat“,
ehe auch diese von Linken als revi-
sionistisch diffamierte Passage aus
der SL-Satzung gestrichen wurde.

Anstatt mit lauten Forderungen
nach Aufhebung der Vertreibungs-
dekrete oder der Straffreiheits-
gesetze für nach dem Krieg an Deut-
schen bzw. Altösterreichern be-
gangenen Verbrechen bilaterale
Beziehungen zu belasten, betätigen
sich die Verbände als konstruktive
Brückenbauer, wofür sie allseits,
heute sogar in Prag, gelobt werden,
ohne aber ihre Anliegen durch-
zusetzen. Sie sind „braver“ gewesen
als andere, die Politiker mit Massen-
demos oder gar Gewalt unter Druck
setzen und so auf der Agenda
bleiben. Der Dank ist die staatliche
Subvention von Heimatstuben und
Heimathäusern, sprich eine Musea-
lisierung, welche auf eine zweite,
diesmal sanfte, Vertreibung hinaus-
läuft: aus der tagespolitischen Wahr-
nehmung.

Ein faktisch ungelöst bleibendes
Problem mit beträchtlichem Kon-
fliktpotenzial kann dennoch als
politisch gelöst betrachtet werden,
weil die Vertriebenen sich mit wenig
bis nichts zufriedengegeben haben.
Den dafür verdienten Friedens-
nobelpreis werden sie trotzdem
nicht bekommen.
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Manfred Maurer

(*1961) ist freier
Journalist mit
Schwerpunkt
politischer Islam.

Er ist Österreich-Korrespondent
beim Luxemburger „Tageblatt“ und
bei der „Nürnberger Zeitung“.
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„Wissen, wer der Babo ist /
Immer noch derselbe
Chabo, Bitch, den du am
Bahnhof triffst, wie er grade
Nasen snifft.“ Über Zeilen
wie diesen könnten Schüle-

rinnen und Schüler künftig bei der
Deutschschularbeit brüten. Zumindest,
wenn es nach der Stadtschülervertretung
des deutschen Offenbach geht. 

Der Text stammt aus einem Song des
deutschen Rappers Haftbefehl, des wohl
wichtigsten Vertreters des deutschspra-
chigen Gangsta-Rap. Er heißt eigentlich
Aykut Anhan, wuchs in der hessischen
Stadt auf und ist seit einem neuen Netflix-
Dokumentarfilm über ihn allgegenwär-
tiges Gesprächsthema. Weshalb sich die
Offenbachener Jugend wünscht, den
berühmten Sohn der Stadt in der Schule
zu behandeln.

Das hessische Kultus-
ministerium sieht das
anders. Die Texte des
Rappers stünden nicht im
„Einklang mit dem Bil-
dungs- und Erziehungs-
auftrag“. Die Debatte ist
längst in Österreich ange-
kommen, wo in den so-
zialen Medien heftig dis-
kutiert wird. Bildungs-
minister Christoph Wie-
derkehr (Neos) äußerte
sich positiv: Es sei sinnvoll,
im Unterricht auch Jugend-
kultur zu besprechen. 

In beiden Ländern lassen die Lehr-
pläne den Lehrerinnen und Lehrern bei
der Auswahl der Literatur viel Freiraum,
solang sie mit den Unterrichtszielen ver-
einbar ist. Die Ministerien haben in
diesem Fall also nichts mitzureden, der
Wunsch der Schülervertretung ist mehr
ein symbolischer. Was nichts daran än-
dert, dass die Debatte die Gemüter er-
hitzt, wirft sie doch grundsätzliche Fragen
über den Stellenwert von Popkultur in der
Schulbildung auf. 

Weil die Schule ein Ort der Lebens-
realität sei, solle man nicht nur Goethe
lesen, sondern auch Haftbefehl hören,
fordert die hessische Schülervertretung.
Es klingt nach einem Angriff auf den klas-
sischen Literaturkanon, nach dem
Wunsch, oft hart zu erarbeitende ältere
Werke durch leichter zugängliche Rap-
texte zu ersetzen. Im ohnehin schon voll-
gestopften Lehrplan ist jede Entscheidung
für einen Inhalt auch eine Entscheidung
gegen etwas anderes. Schule soll zudem

eine Allgemeinbildung vermitteln, die fürs
Leben wappnet – und sich nicht von Net-
flix den Unterrichtsstoff diktieren lassen
und auf jeden Hype aufspringen.

Niemand will Goethe streichen. Aber
auch die Texte von Haftbefehl haben die
deutsche Sprache geprägt. „Babo“, das im
Kurdischen eine Respektperson be-
zeichnet, wurde 2013 zum deutschen
Jugendwort des Jahres gekürt. Begriffe wie
„Chabo“ (Romani für „Junge“) sind durch
Haftbefehl zum Teil der Jugendsprache
geworden. 

In den Texten mischt er Deutsch mit
türkischen, arabischen und kurdischen
Worten und fügt diese in das Versmaß ein.
Warum sich also nicht im Deutschunter-
richt damit beschäftigen? Den Literatur-
begriff zu erweitern ist dort dezidiert
erwünscht. Das Ziel ist schließlich, dass
junge Menschen lernen, Sprache zu ana-

lysieren. Das geht auch mit
Songtexten – die noch dazu
eine Lebensrealität nicht
weniger Jugendlicher
widerspiegeln. 

Haftbefehl beschreibt
nämlich ein Aufwachsen in
einem prekären Umfeld, in
dem Rassismus und Ge-
walt, psychische Probleme
und Drogenmissbrauch
allgegenwärtig sind. Für
viele ist „Hafti Abi“ („Abi“
heißt „großer Bruder“ auf
Türkisch) deshalb ein Idol,

trotz oder vielleicht auch wegen seiner
gewaltverherrlichenden, sexistischen und
antisemitischen Inhalte. Solche Themen
in der Schule aufzugreifen ist eine Heraus-
forderung – aber notwendig. Wo sonst
sollen Jugendliche lernen, dass die „Roth-
schild-Theorie“, die Haftbefehl erwähnt,
ein antisemitischer Code ist?

U
nd wo sonst lässt sich eine ver-
nünftige Debatte über Kokain
führen, das in den Texten als Sta-

tussymbol glorifiziert wird? Die Netflix-
Doku zeigt eindrücklich das Sein hinter
dem Schein. Zu sehen ist der Drogen-
absturz des bald 40-Jährigen, ein schwer
kranker Mann, röchelnd und von Wahn-
vorstellungen getrieben und zugleich
bemüht, weiterzumachen. Held oder
selbstmitleidiger Versager? Ein Fall von
Voyeurismus? Ein fragwürdiges Bild von
Männlichkeit? Lauter gute Fragen für den
Unterricht.

Reaktionen an: debatte@diepresse.com

Welche Rolle sollen popkulturelle Hypes im Unterricht spielen? Das Beispiel der

Netflix-Doku über den deutschen Rapper Haftbefehl zeigt: jede Menge. 

Gangsta-Rap und Goethe: 
In der Schule ist Platz für alles
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Gangsta-Rap und Goethe: In der Schule ist Platz für alles

�
A)	 Vor dem Lesen

a)	 Blicken Sie in Ihre Playlist in einem Musikdienst 
Ihrer Wahl: Welches ist das letzte Lied, das Sie 
gehört haben? Tauschen Sie sich im Klassen-
verband zu dieser Frage aus.

b)	 Halten Sie im Plenum fest, wie viele der von 
Ihnen genannten Lieder Ihre Mitschülerinnen 
und Mitschüler bzw. auch Ihre Lehrperson 
kennen.

c)	 Beantworten Sie die folgende Frage ehrlich: 
Wie wichtig ist Musik in Ihrem Leben, in Ihrem 
Umfeld, Ihrer Familie? Begründen Sie Ihre 
Äußerungen.

d)	 Erklären Sie, was Sie unter dem Begriff „Lite-
ratur“ verstehen. Gehören für Sie auch Song-
texte dazu? Begründen Sie Ihre Meinung.

/
B) Textbearbeitung

a)	 Lesen Sie den Text aufmerksam durch.

b)	 Fassen Sie den Inhalt in maximal fünf Sätzen 
sinngemäß zusammen.

c)	 Erklären Sie folgende Begriffe in eigenen 
Worten: 
•	 allgegenwärtig: .............................................
•	 Stellenwert: ..................................................
•	 Popkultur: .....................................................
•	 Gemüter: .......................................................
•	 symbolisch: ...................................................
•	 Bildungs- und Erziehungsauftrag: ................

......................................................................

d)	 Analysieren Sie die Argumentationsstruktur der 
Autorin Anna Goldenberg. 

e)	 Erstellen Sie drei Verständnisfragen zum 
Artikel. Tauschen Sie diese mit Ihrer Sitznach-
barin bzw. Ihrem Sitznachbarn aus und beant-
worten Sie die erhaltenen Fragen.

s
C) Textproduktion

	 Situation: In Ihrer Schule dürfen Jugendliche ab 
dem kommenden Schuljahr einen Themenpool 
für den Deutschunterricht und den dazuge-
hörigen Literaturkanon vorschlagen. Im Zuge 
dessen möchten Sie sich an der Diskussion 
beteiligen und Ihre Position darlegen. Verfassen 
Sie einen Kommentar zum Thema „Popkultur 
im Unterricht – Bereicherung und/oder Gefahr 
für die Allgemeinbildung?“ und bearbeiten Sie 
dabei die folgenden Arbeitsaufträge:
•	 Fassen Sie die wesentlichen Informationen 

des Textes zusammen. 
•	 Bewerten Sie die Idee, Popkultur stärker in 

den Unterricht einfließen zu lassen. Gehen 
Sie dabei auch auf mögliche Folgen ein, die 
sich daraus ergeben könnten.

•	 Machen Sie Vorschläge, wie zeitgemäße, 
jugendrelevante Inhalte in der Schule 
thematisiert und realisiert werden können.

	 Schreiben Sie zwischen 270 und 330 Wörter. 
Markieren Sie Absätze mittels Leerzeilen. 

ÿ
D) Weiterführende Aufgabe

	 Erstellen Sie mit einer Partnerin bzw. einem 
Partner einen eigenen Literaturkanon für das 
Unterrichtsfach Deutsch. Sie können dafür 
eine KI nutzen. Seien Sie kreativ und bauen 
Sie Künstlerinnen und Künstler ein, die Ihrer 
Meinung nach Einzug in den Unterricht halten 
sollten. Begründen Sie Ihre Auswahl schlüssig. 
Versuchen Sie auch, die Kompetenzen zu 
definieren, die dafür erforderlich sind. Recher-
chieren Sie hierfür vorab den offiziellen Lehr-
plan des Bundesministeriums – dieser hilft, sich 
zu orientieren.




